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Fragestunden nach Offentlichen Gemeinderatssit-
zungen sind nicht zu verwerfen. Um ihrer Infonna-
tionspflicht nachzukommen, ist es unerlABlich, daB
Schoffenkollegium und Verwaltung den Biirgern zu
bestimmten Zeiten zu Auskanften zur Verftigung
stehen.

Das Radio empfiehlt sich, urn wichtige kommunale
Geschehnisse und Entscheidungen zu verkiinden.

Hierzulande gibt es schon manche Gemeinden, wel-
che fiber einen eigenen lokalen Televisionssender
verftigen. Eine ausgezeichnete Methode, urn die
Haushalte schnellstens zu erreichen. Es ist zwar eine
kostspielige Anlage, doch ist sie durch ihre Wirk-
samkeit gekennzeichnet.

Das gute und regelmABige Funktionieren der be-

ratenden Gemeindekommissionen erweitert das In-
formationsnetz.

Die InfonnationsmOglichkeiten sind also ganz viel-
seitig. Die Gemeinden brauchen sie nur zu nutzen.

In unserem demokratischen Gefilge ist es die Pflicht
der Gemeindeverantwortlichen, eine optimale Infor-
mationspolitik zu betreiben, urn die Leistungen der
Gemeinde zugunsten des Burgers zu verbessern.
Dies bedeutet Transparenz in der Politik, ohne
jedoch die nOtige Diskretion zu verletzen.

Information erleichtert dem Burger den Meinungs-
bildungsprozeB und seine Sanktion am Wahltag!

Jean-Pierre Klein
Biirgermeister von Steinsel

DAS NEUE
GEMEINDEGESETZ

Punktueller Vergleich zwischen ursprihigIcher Textvorlage und
Gesetzestext

Vorweg muss bemerkt werden, daB es falsch ist,
zum Zeitpunkt des Schreibens dieses Aufsatzes
eigentlich von einem neuen Gesetzestext zu
sprechen, da der Staatsrat sein suspensives Veto-
recht eingelegt hat und die Abgeordneter kammer
sich nach der 1. Lesung vom 26. Novmber 1987
i2ad der 2. Lesung vom 7. Juli 19 , ein drittes
Mal, wahrscheinlich im Monat Oktober, mit die-
sem Projekt zu befassen hat, ehe die legislative
Prozedur abgeschlossen ist.

Mehr mitbestimmende und biirgernahe als aufge-
zwungene und unverstandene Gemeindedemokratie
ist die erste der Zielsetzungen dieser Gesetzesvor-
lage.

Es heiBt also zwischen reprasentativem und direkte-
rem (siehe Schweiz) Demokratiesystem eine Basis
zu finden, welche die politische Mandatierung der
Gewahlten mit der direkten Einwirkung des Burgers
verkniipft. Einerseits fiihlt der Biirger, als interessier-
ter Adressat des gemeindepolitischen Wirkens seiner
Vertreter, sich nicht nur als der einmal in 6 Jahren
Wahlende, sondern sieht sich berechtigt, immer dann
eingreifen zu diirfen, wenn in der Gemeinde Wich-

der 2. Lesung bekannt waren und von der Kammer
iiberstimmt wurden, sprechen wir der Klarheit
wegen von urspriinglicher Textvorlage und Geset-
zestext.

Dieser Vergleich hat nur punktuellen Charakter und
beschrankt sich auf die subjektiv wichtigsten
Themen, wo das Parlament eingewirkt hat, in 3
Hauptbereichen:
das Verhaltnis Burger - Gemeinde
das Verhaltnis Staat - Gemeinde
das Verhaltnis zwischen den einzelnen Gemeindeor-
ganen.

Gemeinde
tiges geplant oder unterlassen wird. Andererseits ist
das generelle Mandat des Gemeindepolitikers nicht
durch ganz bestimmte institutionalisierte Mitbestim-
mungsformen der Burger eingeschrankt.

Das wichtigste Instrumentarium der direkten Mitbe-
stimmungsformen ist ohne Zweifel das Referendum,
die Volksbefragung: Eine genaue und ehrliche Ana-
lyse theses Punktes zeigt, die Arbeiten in der Ab-
geordnetenkammer hier wesentliche Verbesserun-
gen in bezug auf den urspriinglichen Text zustande
brachten.

In der Annahme, these prozedurale Einschran-
kung keine fundamentalen Textanderungen mit sich
bringen wird, da die Positionen des Staatsrates vor
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1. Das Prinzip des
Referendums

AuBerst positiv zu bewerten ist die Tatsache, daB das
Referendum im urspriinglichen Regierungstext
eingebaut ist. DaB das Referendum prinzipiell im
Parlament zunickbehalten wurde, sogar noch bedeu-
tend verbessert werden konnte, ist fib- die Qualitat des
Gesetzes ausschlaggebend.

Das negative Gutachten des Staatsrates kann in zwei
Argumenten zusammengefaBt werden: - Das Re-
ferendum ist eher ein stt5rendes Element in der Ge-
meindefuhrung das verantwortungslose minoritare
Gruppen begunstigt und folglich eine wirksame und
durchdachte Verwaltung unmoglich macht. - Wenn
schon im Gesetz von 1843 das Referendum enthal-
ten gewesen ware, waren viele Projekte, welche Mut
und Weitsicht der lokalen Politiker erforderten und
manchmal gegen eine augenblickliche, spontane,
ablehnende Offentliche Meinung durchgesetzt
wurden, nie zur Verwirklichung gelangt.

Dem kann entgegengesetzt werden, daB die Meinung
minoritarer Gruppen, jedenfalls in Hirer Argumenta-
tionskraft, einer Mehrheit nur iiberlegen sein kann,
wenn die Potentialitat der Inhaltsangaben Uberge-
wicht hat. Die hypothetische negative Aussage, was
alles nicht zustande gebracht worden ware, wenn seit
1843 eine Volksbefragung gesetzlich verankert
gewesen ware, ist auch in umgekehrter Form zu stel-
len: Welche Entwicklungen mit denen wir uns heute
auseinanderzusetzen haben, flatten verhindert wer-
den IcOnnen, wenn das Referendum bestanden ham?

Da wir aus einem aufgeschlossenen Demokratiever-
sfandnis heraus die Miindigkeit des Burgers nicht
miBachten und schon gar nicht unterschatzen diirfen,
gehort das Referendum in die Panoplie der Mittel
einer biirgernahen Gemeindefiihrung.

2. Wer lost das Referendum
2us?

Im ursprunglichen Text waren 3 AuslOser vor-
gesehen, und zwar der Innenminister, der Gemeinde-
rat und ein Teil der Wahler. Im Gesetzestext ist der
Innenminister nicht zuriickbehalten worden. Speziell
die Kritik der Einmischung der staatlichen BehOrden
in die Autonomic der Gemeinden war im Parlament
cta fur ausschla ebend. Der Gemeinderat selbst kann
zu jeder Zeit ein Referendum beschlieBen. Dies ist
keiner Kritik unterworfen worden. Was die soge-
nannte Volksinitiative anbelangt, sind im Parlament
bedeutende positive Erleichterungen zustande ge-
kommen: die erforderliche Anzahl von Antragstel-
lern ist stufenweise gesenkt worden. SchlieBlich ist
festgehalten worden, daB - in den Gemeinden mit
mehr als 3.000 Einwohnern 1/5 der Wahler erforder-
lich ist, - in den Gemeinden, deren Einwohnerzahl
unter 3.000 liegt, 1/4 der Wahler unterschreiben
miissen.

Vergleich der benotigten Antragsteller bei der Volks-
initiative des Referendums

Urspriinglicher Regierungs-
Gesetzestext text

Gemeinden mit 3.000 Einwohner 33,33% 	 20%
(10.000 im Regienmgstext)

Gemeinden mit 3.000 Einwohner 50 %	 25%
(10.000 im Regierungstext)

3. Wer nimmt am Referendum
teil?

In diesem Punkt blieb der Regierungstext unveran-
den. Die Ausfiihrungsbestimmungen werden in
einem groBherzoglichen Reglement festgelegt. Die
Wahlbeteiligung ist obligatorisch und nur Wahler
sind an der Teilnahme berechtigt.

Doch auch hier ist im Parlament ein groBer Schritt
nach vcrne gemacht worden lurch den gesetzlichen
Einbau einer UmfragemOglichkeit, an welcher die
Wahlbeteiligung nicht auf die einzigen Wahler be-
schrankt ist und wo die Beteiligung fakultativ ist
(siehe unter 6).

4. Hat das Referendum
bindenden Charakter?

Der Gesetzestext halt am konsultativen Charakter,
wie im Regierungstext vorgesehen, fest. Die Frage
ob bindend oder nicht bindend bedarf einer eher prag-
matischen Analyse.

Meines Erachtens ist das Referendum ein Instrument,
das als Zielsetzung ein Einpendeln der Offentlichen
Meinung und derjenigen der gewahlten Mandats-
trager bewirken soil. Diese Einpendelung auf einen
gemeinsamen Nenner soil jedoch nicht rechtlich auf-
gezwungen werden kOnnen.

Gemeindepolitisch allerdings wird die Frage, ob der
Gemeinderat Konsequenzen aus der Aussage eines
Referendums zieht oder these v011ig zu ignorieren
gedenkt, sich kaum stellen.

Die Verantwortung obliegt dem Gemeinderat. Gege-
benenfalls kann bei einer sturen Nichtbeachtung des
Resultats der Innenminister von einer in der Verfas-
sung verankerten Prerogative Gebrauch machen und
den Gemeinderat auflOsen.

5. Die Fragestellunp

Die Fragestellung hat zwei Gesichtspunkte:
- Wer stellt die Frage?
- Wer bestimmt, ob die Frage von Gemeindeinteresse
ist?

a) Wenn der Gemeinderat das Referendum auslt5st,
formuliert auch er die Frage.

Wenn die Initiative zum Referendum von den Biir-
gern ausgeht, diirften es auch die Burger sein, die die
Frage formulieren. Die Formulation der Fragestel-
lung beim Referendum darf auf keinen Fall anders
lauten als die bei den Unterschrifteneintragungen.

Das
Referendum
gehOrt in die
Panoplie der
Mittel einer
!Ai rgernahen
GemeindefUh-
rung
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b) Das Referendum ist moglich bei jeder Frage, die
das Interesse der Gemeinde angeht. Was nun das In-
teresse der Gemeinde ist oder nicht, kann ein abend-
filllendes Programm darstellen, sowohl auf die Kom-
petenz der spezifischen Gemeinde, wie auf die prin-
zipielle ZustAndigkeit der Gemeinden bezogen. Hier
muB, wie bei allem, was der Gemeinderat bolt, Ver-
antwortung übemommen werden, gegebenenfalls
auch von den zustAndigen Staatsinstanzen.

6. Die im neuen
Gemeindegesetz verankerte
Umfrage (Art. 36)
Der SchOffenrat oder der Gemeinderat kOnnen zu
jeder Zeit alle oder einen Tell der Einwohner oder
Benutzer von gemeindeeigenen Diensten einladen,
ihre Meinung zu einem spezifischen Problem zum
Ausdruck zu bringen. Die Teilnahme ist fakultativ.
Die Bedingungen zur Umfrage werden vom Ge-
meinde- oder SchOffenrat festgelegt. Das Resultat
wird dem Gemeinderat vorgelegt.

Die Eltern und Kinder kOnnen z. B. bei spezifischen
Schulproblemen ihre Meinung Aullern, die Ver-
braucher von Gas, Wasser und ElektrizitAt nehmen
z. B. zu VerrechnungsmodalitAten Stellung.

Verwaltungstechnisch aber auch rechtlich gesehen
ist das Parlament einen groBen Schritt weiter gegan-
gen, als im urspriinglichen Text vorgesehen war. Es
ist ein Schritt, dem unbedingt weitere folgen miissen.

ferendums zu umgehen, ist in der parlamentarischen
Kom mission these MOglichkeit einer Umfrage in den
Text integriert worden.

7. Schlul3folgerung

Das Prinzip des Referendums ist in unserer Verfas-
sung vorgesehen. Auf nationalem Plan hat theses In-
strument der demokratischen Ausdrucksweise einer
Gesellschaft immer einen bitteren Nachgeschmack
gehabt. Seit 51 Jahren haben wir uns nicht mehr ge-
traut, es national anzuwenden.

Das Referendum ist sporadisch in demokratischen,
reprasentativen Systemen im Gesprach. Jetzt wieder
in Frankreich in Zusammenhang mit dem Statut von
Neu-Kaledonien. In Frankreich wird das Referen-
dum allgemein als politische Waffe des PrAsidenten
gesehen.

Das Referendum ist Neuland in unserem Gemein-
dewesen. Es soli keine quantitative Banalisierung er-
tragen miissen oder aber ein schlummerndes In-
strumentarium bleiben. Das Referendum ist kein
Mittel der politischen Selbstbestatigung auch nicht
der polemischen kleinkarierten Auseinandersetzung.
Die Dynamik des Referendums wird wohl in seiner
gezielten Anwendung sowie dem qualitativen Ar-
gumentationspotential liegen.

St2at - G7131Pli167

oder eine Annullierung eines Gemeinderatsbe-
schlusses haben. Dies ist von groBer Wichtigkeit fur
die Gemeinden, da sie hiermit bei einer gegensat-
zlichen Gesetzesauslegung rechtliche Schritte gegen
die Interpretation der OberbehOrde in die Wege
leiten kOnnen.

Speziell um die formelle Schwerfalligkeit des Re-

v. Das VerlOtni

Plantu, Le Monde

Was die Genehmigungen der OberbehOrde born,
sagt der neue Text, daB nur mehr in Sachen Gemein-
desteuern der GroBherzog die Erlaubnis oder die Be-
gutachtung zu geben hat. Alle anderen Beschliisse
des Gemeinderats obliegen der ministeriellen Ge-
nehmigung. In Sachen AnkAufe und VerkAufe, bei

Transaktionen oder Bauten, ist diese Genehmi-
gung nicht erfordert, wenn der Wert unter
300.000.- Fr liegt. Der Regierungstext hatte
these Grenze lediglich bei 100.000.- Fr gesetzt.
Bei kleineren Ver- und Ankaufen wird sich hier
eine beachtliche Erleichterung erweisen.

Im Parlament wurde in den Text eingeflochten,
daB die Gemeinden beim StreitsachenausschuB
des Staatsrats ein Annulationsrekursrecht gegen
eine ministerielle Genehmigungsverweigerung

In Sachen Buchftihrung der Gemeinde sind die
Neuerungen eher verwaltungstechnischer Art, aber
die Sorge bestand im Parlament, einmal die Buch-
fiihrung rationeller zu gestalten, um Ausgaben und
Einnahmen der Gemeindedienste besser analysieren
zu kOnnen, um auch den Anspriichen der Einfiihrung
der Informatik Rechnung zu tragen, und e • n alles
Uberfliissige, das den Verwaltungsap • • aus rei-
nem Selbstzweck belastet, abwerfen zu kOnnen.

In der parlamentarischen Kommission fand eine
mehr als ein Jahr dauernde Debatte iiber die Ein-
fithrung einer Sicherheitseinheit, die allein dem
SchOffenrat unterstellt sein sollte, statt. Im Umfeld
der Machenschaften des "Bombenlegers" wurde der
Ruf nach einer Gemeindemiliz, die dem B iirgermeis-

untersteht, in die Welt gesetzt. "Die Polizei ist
iiberfordert und unterbesetzt. Sie ist auBerstande, die
Sicherheit der Gemeinden und ihrer Burger zu ge-
wAhrleisten, da die staatlichen Verpflichtungen iiber-
wiegen. AuBerdem hat der Biirgermeister ihr nichts
zu sagen, die Zusammenarbeit besteht vielmehr nur
AuBerst sparlich."

Der Wunsch nach einer autonomen Einheit, die al-
lein fiir die Sicherheit der Gemeinde, durch die Uber-
wachung der Einhaltung der Gemeindereglemente, 
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zur Vethigung sttinde, mag manchem berechtigt
scheinen. Doch die Gefahren einer solchen Ein-
fiihrung iiberwiegen deutlich. Wiirde die Schaffung
einer eigenstandigen Sicherheitsagententruppe im
Dienst der Gemeinde die schon bestehende Kom-
plexitat der Kompetenzen der bestehenden Sicher-i
heitskrafte nicht noch vergrOBern? Vor allem aber ist
die Ausbildung dieser Agenten, deren genaue Kom-
petenz sowie die Dienstordnung in der Diskussion
gewesen. Viele Parlamentarier befiirchteten nicht zu
Unrecht, daB Agenten, die ihrer Aufgabe nicht ge-

wachse7 sind, eher ein Unsicherheitsfaktor darstel-
len.

SchlieBlich ist es zum weisen Konsens gekommen,
im Rahmen der Polizeistrukturen und einer wirk-

sameren Zusammenarbeit zwischen Polizei und Ge-
meinden, die Sicherheit in den Gemeinden zu ge-
wahrleisten ist. In diesem Kontext soil auch mit den
Agenten der subalternen Karriere im Polizeidienst
Erfahrung gemacht werden.

III. Das Verhaltnis zwischen den verschiedenen
Gemeindeorganen

germeisterpostens bestehen geblieben. Gleichzeitig
ware es bei der jetzigen inoffiziellen Abmachung ge-
blieben, wie und wem die Schoffenposten verteilt
werden. Dieser Vorschlag, was die SchOffen betrifft,
ware dann nochmals offiziell im Gemeinderat abge-
segnet worden. Der Biirgermeister hate fiber dieser
Prozedur geschwebt.

Meines Erachtens sind zwei Losungen denkbar, die
zu diesem Zeitpunkt jedoch keine Chance auf
Mehrheit fmden konnten.

1. An erster Stelle stehen die Relationen zwischen
Gemeinderat und SchOffenrat. Hier spielen sich die
internen gemeindepolitischen Regeln ab. Das reale
Verhaltnis zwischen Majoritat und Opposition al-
lerdings kann durch gesetzliche Einwirkungen nur
angewiesen, nicht aber bestimmt werden. In Wir-
klichkeit bleibt das Miteinanderumgehen dem
jeweiligen Demokratieverstandnis beider Seiten
iiberlassen. Der Wahler allein hat das Recht hieriiber
zu entscheiden.

Eine wichtige Diskussion in diesem Zusammenhang
betraf die Offentliche Wahl der SchOffen. Bekarm-
tlich ist dieser Punkt des ursprunglichen Textes nicht
im Parlament ztuiickbehalten worden und hat man-
chen dazu verleitet zu behaupten, daB die geplante
groBe Reform des Gemeindegesetzes zu einer
kleinen Revision entartet ist

Eine genaue Analyse des Ursprungstextes und der
Gepflogenheiten der Praxis drangt sich auf. Im Re-
gierungstext war vorgesehen, daB in der 1. Sitzung
des neukonstituierten Gemeinderates die SchOffen in
&fentlicher Sitzung und in geheimer Wahl vom Ge-
meinderat bestimmt werden sollten. Die Gegner
dieser angepeilten Neuerung stellten die Frage, ob
denn die Abgeordnetenkammer auch die Regienmg-
smitglieder durch geheime Wahl ins Amt setzen
wiirde. Das fundierteste Gegenargument beruht auf
folgender Befiirchtung: Ist, speziell in den Raten der
kleinen Gemeinden (1/3 unserer Gemeinden haben
nur 7 Vertreter im Gemeinderat), die Gefahr nicht
groB, daB durch geheime Wahl ein SchOffenrat zu-
stande kommt, der sich nicht durch die erforderliche
Kohasion und Kollegialitat auszeichnet, die den Ab-
machungen, die beim Vorschlag zum Btirgermeister-
amt und auch fiir die SchOffenposten galten, nicht
mehr entspricht? Die Gefahr, daB, wie bei jeder ge-
heimen Abstimmung, Querschlage sich erweisen
kOnnen, besteht ohne Zweifel. Aber die Gegenfrage,
ob ein SchOffenrat, der nur oberflachlich das Ver-
trauen einer Mehrheit im Gemeinderat genieSt und
bei jeder geheimen Wahl zittern muB, ist wohl auch
nicht unberechtigt.

In der Praxis hate sich mit den Bestimmungen des
Regierungstextes nur sehr wenig fundamental gean-
den, da der Biirgermeister weiterhin seine Ernen-
nung vom GroBherzog erhalten hate. Hiermit ware
der eigentlich ganz private Vorschlag einer Mehrheit
von Gewahlten betreffend die Bekleidung des Biir-

Die erste ware ganz einfach die Schaffung einer
legalen Basis fiir die Vorschlagsprozedur der Biirger-
meister und SchOffen. Nach der Homologation des
Wahlergebnisses ruft der President des Haupt-
wahlbiiros der Gemeinde alle offiziell gewahlten
Vertreter zusammen. Auf der Tagesordnung steht der
Vorschlag zur Besetzung des BUrgermeisterpostens
und der Schoffenposten. Dieser Vorschlag wird von
der Verwaltung an die zustandigen staatlichen In-
stanzen iibermittelt. Hiermit ware die Prozedur des
Vorschlages mittels privaten Briefes einer gewahlten
Mehrheit von RAten genauso wie die Unkenntmis der
Minoritatsrate fiber den Vorschlag zur Bekleidung
der Posten behoben.

In einer zweiten Losung, die hier nur angedeutet wer-
den kann, werden in der ersten Sitzung des neuen Ge-
meinderates der Biirgermeister und die SchOffen Of-
fentlich gewahlt. Der friihere Biirgermeister bleibt im
Amt und fiihrt die laufenden Geschafte der Ge-
meinde bis zum definitiven Amtsantritt seines Nach-
folgers und dessen Schafenkollegen. Beim MiB-
trauensvotum, einem weiteren Novum des Gesetzes,
ist, was die Konsequenz angeht, im Parlament eine
deutliche ICIarstellung eingeflechtet worden. Im Re-
gierungstext konnten die Mitglieder des SchOffen-
rates bei der Annahme eines MiBtrauensvotums
durch eine Mehrheit im Gemeinderat aus ihren Am-
tern entlassen werden. Im Gesetzestext ist die Entlas-
sung automatisch. Genau dies hat den Staatsrat dazu
bewogen, eine formelle Opposition anzukundigen,
was dann dazu gefiihrt hat, daB das Parlament nicht
vom zweiten verfassungsrechtlichen Votum entbun-
den wurde. Wie sieht der Mechanismus des MiB-
trauensantrages aus?

Wenn sich im Gemeinderat keine Mehrheit fmdet,
um den jahrlichen Haushalt zu stimmen, kann ein
Drittel der Gemeinderatsmitglieder einen MiB-
trauensantrag einbringen. Bei Annahme des An-
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trages sind die Mitglieder des SchOffenrates als ent-
lassen erklart. Ein neuer SchOffenrat kann gebildet
werden, ohne daB der Gemeinderat aufgelOst werden
muB.

Die Implikationen des MiBtrauensvotums wurden im
Parlament nicht von alien Seiten getragen. Es diirfte
noch von groBem Vorteil Mr die Interessen einer Ge-
meinde sein, daB, wenn ein SchOffenrat sich auf
keine Mehrheit mehr im Gemeinderat stiltzen kann,
anstatt des langwierigen Aufschiebens der Abdan-
kungen oder des Hin und Her bei den staatlichen In-
stanzen bevor, es zu einer eventuellen Auflosung des
Gemeinderates kommt, im Gemeinderat selbst die
Frage mit Klarheit entschieden werden kann.

Der Staatsrat beftirchtet prinzipiell, daB das MiB-
trauensvotum das Risiko eines konstanten Mittels
der Destabilisation der Gemeindegeschafte in sich
tragt. Ihre verfassungsrechtlichen Bedenken begriin-
det die hohe KOrperschaft damit, daB dem GroBher-
zog, der die Burgermeister nennt, nicht vom Gemein-
derat vorgeschrieben werden kann, these zu ent-
lassen.

Doch diese Optik konnte das Parlament in seiner
Mehrheit nicht teilen. Erstens hat der GroBherzog,
wenn er es fur opportun halt, die verfassungsrecht-
liche Moglichkeit, zu jeder Zeit, und sogar ohne MiB-
trauensvotum, den Gemeinderat aufzulOsen. Zwei-
tens darf nicht vergessen werden, daB die Burger-
meister auf inoffiziellen Vorschlag einer Mehrheit
hin vom GroBherzog genannt werden. Wenn nun
ganz offiziell eine Mehrheit theses Vertrauen ent-
zieht, wird dies dem GroBherzog in logischer Kon-
sequenz mitgeteilt.

2. Das VerhAltnis
Burgermeister - Gemeinde-
und SchOffenrat.

In der Offentlichkeit wird der Burgermeister oft als
unumstrittenes Oberhaupt der Gemeinde dargestellt,
die Schoffen wie die Gemeinderate eher als notwen-
dige Statisten. Sicher muB der Burgermeister Im-
pulse setzen, AnstOBe hervorrufen, agieren, doch
werden die patriarchalischen Methoden der Gemein-
defuhrung zum Gltick immer seltener. Gemeinde-
rechtlich gesehen ist der Burgermeister wohl der Pre-
sident des Schoffen- und Gemeinderates, doch in
diesen Gremien ist die legale Proportionalitat seiner
Macht nicht groBer als jene der anderen Mitglieder.
Mit einer Ausnahme, die auch bei dieser Reform
AnlaB zu Diskussionen gab: Im ursprunglichen Text
war vorgesehen, daB bei Stimmengleichheit im Ge-
meinderat ein Vorschlag zurackgewiesen ware, im
Gegensatz zu den bisherigen Regeln, wo bei einem
erneuten Patt in der nachstfolgenden Sitzung die
Stimme des Burgermeisters den Ausschlag gibt.

Im Parlament bestand die Ansicht, diesen Mechanis-
mus beizubehalten, ansonsten eine Blockierung der
Gemeindegeschafte die Folge sein ktinnte. Zum
Beispiel: Der Gemeinderat ist einverstanden, eine
Schule zu bauen, ist aber unterschiedlicher Meinung,

was den Standort betrifft. Ein Patt bei dieser Abstim-
mung wtirde den Bau einer Schule verhindern. Im
Schtiffenrat, der sich mit Ausnahme von 3 Gemein-
den, aus drei Mitgliedern zusammensetzt, bleibt bei
einem Patt nach wie vor die Stimme des Prasidenten
ausschlaggebend. Auch der Regierungstext wich
nicht von diesem Prinzip ab.

Eine andere Neuerung 1st eingebracht worden, die
sich in der Praxis sich als ntitzlich erweisen wird.
FAIR fiir eine gewisse Zeit ein Mitglied des SchOffen-
rates aus, kann der Burgermeister ein Gemeinderats-
mitglied al Ersatz bestimmen. Dieser muB nicht un-
bedingt der rangalteste Rat sein. Bei einer Abwesen-
heit von mehr als einem Monat ist die Bezeichnung
eines Ersatzes obligatorisch. Hierbei wird die Koha-
sion des SchOffenrates in den Vordergrund gestellt.

Als letzter Punkt bleibt die geplante Neuerung des
bezahlten Btirgermeisters anzuschneiden.

Was war im Regierungstext vorgesehen? In den Ge-
meinden, deren Einwohnerzahl 10.000 Liberschreitet,
kOnnten die Gemeinderate, mit Genehmigung des
GroBherzogs, den vollamtlichen, bezahlten Burger-
meister einfiihren. Die Monatsentschadigung hatte
durchschnittlich etwa 260.000.- Fr betragen. Jede be-
zahl te Aktivitat ware diesem Burgermeister verboten
gewesen, mit Ausnahme des Abgeordnetenmandats.
Genau wie bei den Ministern hatten die vollam-
tlichen Burgermeister ein Recht auf Pension und
Wartegehalt. Die standig zunehmende Komplexitat
der finanziellen und technischen Probleme, welche
den Gemeinden obliegen, kOnnten ftir den Gemein-
derat das Argument sein, einen funktionarisierten
hauptamtlichen Burgermeister einzusetzen, der in
der Endabrechnung der Gemeinde viel mehr bringen
kann als der zu leistende Kostenaufwand fur das
monatliche Gehalt.

Die Gegenargumente haben jedoch mit groBer
Mehrheit im Parlament uberwogen und dazu gefiffirt,
diesen Textvorschlag nicht zu berticksichtigen. Ein-
mal muB festgehalten werden, daB der Btirgermeis-
terposten eine ehrenamtliche Aufgabe ist. Sie wird
mit 6.000.- Fr monatlich in den kleinsten Gemein-
den, 13.000.- Fr bis 50.000.- Fr in den mittleren und
groBer Gemeinden und 100.000.- Fr monatlich in der
Hauptstadt entschadigt.
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Ob these aus der Tradition gewachsene ehrenamt-
liche Optik in Zukunft die richtige bleiben wird, muB
sich erweisen. Jedenfalls ist die Zeit nicht reif
gewesen, die Ehrenamtlichkeit durch eine Funktion-
arisierung des Btirgermeisters in den groBen Ge-
meinden zu ersetzen. Es ist auch bemerkt worden,
daB eine vollamtliche Anwesenheit in der Gemeinde
bestimmt nicht die Koppelung Burgermeister - Ab-
geordneter zulaBt.

Desweiteren ist auf die notwendige Kohasion des
Schtiffenrates aufmerksam gemacht worden, welche
unter der Fahrung eines bezahlten Btirgermeisters si-
cherlich nur schwer zu gewahrleisten ware. Sehr
positiv stand das Parlament hingegen der Ausdeh-
nung des politischen Urlaubs ftir alle Gemein-
devertreter gegenuber. In Zukunft wird die Rege-
lung, welche im Offentlichen Sektor bestand, auch
auf den privaten Sektor abertragen.

Im Endeffekt scheint mir diese Reform, welche durch
eine miihselige Entstehungsphase gekennzeichnet
ist, kein unwesentlicher Schritt in Richtung mehr De-
mokratie, mehr Eigenstandigkeit und mehr Wirk-
samkeit der Gemeinden darzustellen.

Sicherlich sind verschiedene Neuerungen in den
S tartlachem hangen geblieben, doch die Ansatze, die
Impulse sind gegeben und werden den Gesetzgeber
in Zukunft foniern, weitere konkrete Schritte anzu-
setzen. Mehr Mitb' estirrunung nach auBen und nach
innen in der Verwaltung der Gemeinde kann jedoch
nicht allein die Aufgabe des Gesetzes sein. Die na-
tionale mid lokale Oeffentlichkeit in all ihren Kom-
ponenten, von der Meinungsbildung bis zur BewuBt-
seinsbildung wird den Rahmen der legalen
Strukturen zu fiillen haben. Im Interesse des Burgers
und seiner Gemeinde. 	 Jean ASSELBORN,

Burgermeister von Steinfort

Das "RevisiOnchen" des
Gemeindegesetzes von

anno 1843
 ieen 	 wiederum verrms Gemeindereform -1117embti, Mr5.1111111

Seit 1843 wird
jeder Ansatz
zu mehr
Demokratie
immer wieder
geschickt im
Keime erstickt

OptirListen hatten diesmal geglaubt - und unter
jeuer WPT auBer Innenminister Jean Spautz und
dem geistigen Vater 'es ursprunglichen Pro-
jek eine hohe Zahl fortschrittlicher Gemeinde-
rate - die Zeit ware endlich reif, daB auch das
kleine GroBherzogtum sein "gutes altes" Gemein-
degesetz Clem Zeitgeist des Horizonts 200Co an-
passen ktinnte!

Urn so groBer war die Enttauschung, aus der ur-
spriinglich geplanten Gesamtreform schluBendlich
nur ein "RevisiOnchen" des anachronistischen Geset-
zes von anno 1843 wurde. Nicht einmal die fort-
schrittlichen Politiker aller Parteien waren sich be-
wuBt, wie eisern unsere sogenannten Institutionen
noch im Gruff hereditarer konservativer Geister fest-
gehalten werden. Und das Ganze unter dem schein-
heiligen MOTTO: "Die	 ogativen unseres GroB-

herzogs sind unantastbar!"

Dies laut zu sagen oder gar zu schreiben grenzt schon
in den KOpfen dieser Konservativen an "Lese-ma-
jeste".

Wie soli allerdings im kleinen GroBherzogtum mit
dieser Geisteshaltung der Schritt zu mehr De-
mokratie auf kommunaler Ebene iiberhaupt ermOg-
licht werden, wenn, - wie die Parlamentsgeschichte
seit 1843 uns lehrt jeder Ansatz zu mehr De-
mokratie immer wieder geschickt im Keime erstickt
wird! Und dies immer wieder mit der feigen Kompli-
zitat aller "staatstragenden" Parteien!

Auf einer Offentlichen Informationsversammlung
des SYVICOL (Syndicat intercommunal a vocation
multiple des vines et communes luxembourgeoises
pour la promotion et la sauvegarde d'intdrets corn-
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